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«Es braucht rasch Hilfe»
KMU Die Notlage bedroht die gewachsene Wirtschaftsstruktur der Schweiz. In der Region fordern
Wirtschaftsverbände und Politiker unbürokratische Unterstützung vom Staat – so rasch wie es nur geht.

Tobias Graden

Die Region Biel-Seeland kämpft für ihre
Firmenlandschaft: Gestern Mittwoch
hat der Regierungsrat des Kantons einen
Brief erhalten. Darin fordern die Unter-
zeichnenden Unterstützungsmassnah-
men für Unternehmen. Der nationale
Notstand treffe besonders kleine und
mittlere Unternehmungen hart und
stelle sie vor grosse Schwierigkeiten,
heisst es in dem Brief, der dem BT vor-
liegt. Auftragsstornierungen, massive
Zahlungsausfälle…: «Die Lage ist für
viele Unternehmen und Unternehmer
existenziell. Die Aufrechterhaltung der
Liquidität wird bei den meisten zum
Hauptproblem.»

Unterzeichnet ist der Brief von den
Gemeindepräsidenten und der Gemein-
depräsidentin von Biel, Lyss und Nidau,
von Ständeratspräsident Hans Stöckli
(SP) und von den Akteuren auf Ver-
bandsebene: Fabian Engel (Präsident
Handels- und Industrieverein Sektion
Biel-Seeland/Berner Jura), Lars Guggis-
berg (Geschäftsführer HIV, Nationalrat
SVP), Andrea Roch (Präsidentin Wirt-
schaftskammer Biel-Seeland) und Gil-
bert Hürsch (Geschäftsführer Wibs). Sie
fordern in erster Linie «rasch eine einfa-
che und klare Anleitung», wie die be-
troffenen KMU «unbürokratisch auf
elektronischem Weg Anträge stellen
und Unterstützung erhalten können».
Zwar habe der Kanton mittlerweile das
Formular für Kurzarbeitsanträge verein-
facht und angepasst, sagt Hürsch, doch
überfordere dieses viele Kleinunterneh-
mer nach wie vor. Auch Guggisberg
stellt fest: «Der Bedarf an Hilfe ist
gross.»

«Einen Verlust der Arbeitsplätze
kann niemand wollen»
Die konkreten Forderungen decken sich
mit jenen, die gestern auch von diversen
Akteuren auf nationaler Ebene erhoben
worden sind:

1. Ausweitung des Anspruchs auf
Kurzarbeitsentschädigung, etwa auf
Selbständigerwerbende, mitarbeitende
Eheleute und weitere

2. Möglichkeiten vereinfachter Kre-
ditvergabe zur Gewährleistung der Li-
quidität, etwa durch die Berner Kanto-
nalbank

3. Erleichterung der Bedingungen für
Bürgschaften

4. Zinslose Stundung von Steuern,
Gebühren und Abgaben, insbesondere
der Mehrwertsteuer

5. Ersatz von Ausfällen im Zusam-
menhang mit Messeaktivitäten

Guggisberg und Hürsch sind im wirt-
schaftspolitischen Normalbetrieb beide
nicht auf der staatsinterventionistischen
Seite anzusiedeln, doch für sie ist klar:
«Es braucht nun rasch und unbürokra-
tisch Hilfe, die bislang gesprochenen
zehn Milliarden Franken werden nicht
ausreichen», so Guggisberg. Hürsch er-
gänzt: Wenn Kleinbetriebe nun wegen
der Notlage konkursgehen müssten,
dann seien deren Arbeitsplätze für im-
mer verloren. «Das kann niemand wol-
len – und es käme die Allgemeinheit
weit teurer zu stehen als die jetzt nötige
Soforthilfe. Es droht eine volkswirt-
schaftliche Katastrophe, und die gilt es
mit allen Mitteln zu verhindern.»

Rasche Entscheide sollten durch
Notrecht möglich sein
Die Coronakrise und die damit verbun-
dene Notlage trifft die Schweizer Wirt-
schaft zu einem heiklen Zeitpunkt. Die
Konjunktur war in China auch ohne die
Seuche schon rückläufig, der Schweizer
Franken erstarkte in den letzten Mona-
ten – jeweils nur leicht, aber sukzessive.
Anders als etwa während der letzten,
von der Finanzkrise ausgelösten Krise,
trifft der Corona-Lockdown nun aber
voll auch die Binnenwirtschaft. Es gehe

also nicht um Strukturerhaltung, sagen
Hürsch und Guggisberg, doch wer Hilfe
brauchen, solle sie umgehend erhalten.
Sie fordern, dass die zuständigen Behör-
den in weniger als einem Monat die nö-
tigen Voraussetzungen dazu getroffen
haben. Guggisberg fehlt das Verständnis
für die Äusserung von Marie-Gabrielle
Ineichen-Fleisch, der Staatssekretärin
für Wirtschaft, die am Montag davon
sprach, es müssten erst die gesetzlichen
Grundlagen geschaffen werden: «Der-
zeit gilt Notrecht. Der Bundesrat sollte
also zumindest temporär rasch entschei-
den können.»

Laut Gilbert Hürsch wäre es auch
denkbar, dass die Verbände subsidiär
gewisse Aufgaben übernehmen könn-
ten, etwa in der Information der betrof-
fenen kleinen und mittleren Unterneh-
mer, oder indem sie diesen bei der Ana-
lyse ihrer Verhältnisse zur Seite stehen.
Zuvorderst brauche es nun aber «mög-
lichst rasch ein Vertrauenssignal des
Staats, und zwar mit konkreten Informa-
tionen», sagt Guggisberg.

«Wo ist Parmelin?» Er arbeite,
schrieb er auf Twitter
Wirtschaftsminister Guy Parmelin
(SVP) reagierte gestern Nachmittag auf
ähnlich lautende Kritik in den Medien,
indem er die Frage «Wo ist Parmelin?»

per Twitter aufnahm und sie mit der
Aussage beantwortete, er arbeite mit
seinen Mitarbeitenden an Lösungen
und werde dem Bundesrat Vorschläge
unterbreiten. Dieser dürfte am Freitag
weitergehende Massnahmen beschlies-
sen und darüber informieren. Eine erste
konkrete Hilfe wurde gestern kommuni-
ziert: Bis zum 4. April dürfen Schuldner
nicht mehr betrieben werden. Rechnet
man die gesetzlich vorgeschriebenen
Betreibungsferien hinzu, wirkt der Stopp
faktisch bis 19. April. Die Anordnung des
Rechtsstillstandes gibt betroffenen Be-
trieben eine zwischenzeitliche Ver-
schnaufpause – ist aber kein längerfristi-
ges Mittel, wie der Bundesrat selber ges-
tern festhielt.

In eine ähnliche Richtung geht die
Forderung der regionalen Akteure nach
Stundung der Mehrwertsteuer. Zwar
zahlt auch keine Mehrwertsteuer, wer
keine Umsätze mehr hat, doch muss sie
rückwirkend bezahlt werden – mitten
im Lockdown also jene, die auf die zu-
vor erwirtschafteten Einnahmen ent-
fällt.

Lars Guggisberg hält fest: «Es zahlt
sich jetzt aus, dass die Schweiz in den
letzten Jahren stets vorsichtig budge-
tiert hat und eine funktionierende
Schuldenbremse besitzt. Nun gilt es,
den volkswirtschaftlichen Schaden zu
minimieren und mit der Unterstützung
der Betriebe dafür zu sorgen, dass die
Staatsaufwendungen später nicht noch
grösser werden.»

Der Kanton informiert heute
über Massnahmen
Gestern Abend zeigte sich, dass die Ap-
pelle, wie sie mit dem erwähnten Brief
auch aus der Region an die Politik ge-
richtet wurden, erste Resultate zeitigen.
Der Kanton Bern hat für heute Nachmit-
tag eine Information in Aussicht gestellt.
Dabei soll es neben dem Schutz für die
Bevölkerung insbesondere um die Fol-
gen und die nötigen Massnahmen für
die Wirtschaft gehen. Informieren wer-
den der Regierungspräsident und Wirt-
schaftsdirektor Christoph Ammann so-
wie Gesundheits- und Sozialdirektor
Pierre Alain Schnegg.

«Die bislang
gesprochenen
zehn Milliarden
Franken werden
nicht ausreichen.»
Lars Guggisberg, Geschäftsführer HIV
und Nationalrat SVP

KOMMENTAR

Ein Tweet am
Mittwoch reicht nicht

Wer glaubte, mit den Stützungsmass-
nahmen während der Eurokrise seien
nun wirklich die ganz grossen Keulen
geschwungen worden, dürfte sich bald
eines Besseren belehrt sehen. Neben
weiteren 500 Milliarden US-Dollar für
diverse Instrumente für Unternehmen
will die US-Regierung unter Präsident
Donald Trump alleine 500 Milliarden
direkt an die Bürgerinnen und Bürger
verteilen, um die Wirtschaft wieder in
Schwung zu bringen. Die Idee eines
solchen Helikoptergeldes wird auch in
der Schweiz aufgeworfen, teils in Form
der Forderung nach einem zeitlich be-
fristeten bedingungslosen Grundein-
kommen.

Der Blick in die USA dürfte klar ma-
chen, dass es keine sonderlich gute Idee
ist. Nicht nur benetzt der Segen aus der
Giesskanne ausnahmslos alle, also auch
die Reichen, die dieses Geld gar nicht
nötig haben. Sie werden es dement-
sprechend auch nicht in der Realwirt-
schaft ausgeben, sondern mutmasslich
in die Aktienmärkte pumpen – was die
Kurse treibt, ohne dass eine entspre-
chende tatsächliche wirtschaftliche Er-
holung eintritt. Die nächsten Abstürze
sind so programmiert. Dagegen sind
die Möglichkeiten zum Konsum für die
Mittelschicht ohnehin eingeschränkt:
Wer will jetzt schon Reisen buchen?
Und Kleinkonsum ist auch nicht mög-
lich, wenn die Läden doch geschlossen
sind. Dieses Geld kommt also grossteils
gar nicht bei den Gewerblern und
Kleinunternehmern an, die es am drin-
gendsten brauchen. Sondern es stützt
den Konsum erst dann, wenn die Coro-
nakrise ausgestanden ist und es mit der
Wirtschaft auf natürliche Weise wieder
aufwärts geht.

Trumps Manöver ist also offensicht-
lich: Er versucht sich mit Helikopter-
geld seine Wiederwahl zu erkaufen –
die angesichts der anfangs viel zu
nachlässigen Reaktion auf die Epide-
mie und der sich immer klarer abzeich-
nenden Wirtschaftskrise überaus ge-
fährdet ist.

Neben solchen schlechten Ideen gibt
es jedoch auch bessere. Seit der Bun-
desrat am Montag den Lockdown ver-
fügt hat, werden sie auch geäussert –
wenn auch noch nicht alle von der Re-
gierung selber. Doch gerade kleine und
mittlere Unternehmen, auch in der Re-
gion, benötigen bald dringend solche
guten Ideen.

Der Kanton wird erste davon heute
vorstellen. Es dürfte sich unter ande-
rem um eine Ausweitung des Bürg-
schaftswesens handeln. Der Bundesrat
lässt sich derweil Zeit bis nach seiner
nächsten Sitzung vom Freitag und
macht damit weiterhin nicht den Ein-
druck, es sonderlich eilig zu haben –
ein Tweet des Wirtschaftsministers
reicht nicht aus, um Vertrauen herzu-
stellen.

Ohnehin fragt man sich, was das
Wirtschaftsdepartement und das
Staatssekretariat für Wirtschaft die
letzten Wochen eigentlich so getan ha-
ben. Der genaue Verlauf der Epidemie
lässt sich wohl tatsächlich kaum genau
voraussagen, doch angesichts des Bei-
spiels von Italien muss seit einiger Zeit
klar gewesen sein, dass das Szenario
von Notstand und Lockdown auch für
die Schweiz ein realistisches sein
könnte. Eine fundierte Planung dafür,
was die Stützung der Wirtschaft be-
trifft, blieb aber offenbar aus. Am Tag
vor dem Stillstand standen noch kaum
konkrete Hilfsangebote. Das wirft ein
schlechtes Licht auf die bislang gelobte
Führungskraft der Landesregierung.
Morgen muss der Bundesrat diesen
ersten Eindruck korrigieren. Die Zeit
drängt.

tgraden@bielertagblatt.ch

Tobias Graden
Teamleiter Wirtschaft
und Kultur

Die Schweizer Wirtschaft dürfte wegen
der Coronakrise im ersten Halbjahr in
eine Rezession schlittern. Davon gehen
die Ökonomen der Konjunkturfor-
schungsstelle KOF der ETH Zürich aus.
In den ersten beiden Quartalen sei mit
starken Rückgängen beim privaten Kon-
sum zu rechnen, teilte die KOF gestern
mit. Zudem würden die Unternehmen
weniger investieren, und die Schul- und
Grenzschliessungen beeinträchtigten
die Produktion. Es sei mit einer rückläu-
figen Wertschöpfung zu rechnen, also
einer Rezession. Die KOF hofft, dass es
im zweiten Halbjahr zu Nachholeffekten
kommt und das Bruttoinlandprodukt
(BIP) dann wieder wachsen wird. Für
das Gesamtjahr liege aber bloss noch ein
Wachstum von 0,3 Prozent drin.

Davor hatten schon mehrere andere
Institute ihre Prognosen für das lau-
fende Jahr gesenkt. Die Ökonomen der
Credit Suisse etwa gehen von einem
Rückgang des BIP um 0,5 Prozent aus.
Auch die KOF betont, dass ihrer Prog-
nose grosse Unsicherheiten zugrunde

lägen. Im Negativszenario drohe übers
ganze Jahr ein Rückgang um 2,3 Prozent.

Angesichts der Verwerfungen fordern
die beiden ETH-Wirtschaftsprofessoren
Hans Gersbach und Jan-Egbert Sturm
einen «Schweizfonds» genannten Hilfs-
fonds, der mit 100 Milliarden Franken
ausgestattet sein soll. Die Funktionsfä-
higkeit des gesamten Wirtschaftssys-
tems sei gefährdet. Es drohten starke
Wertschöpfungseinbrüche und eine In-
solvenzwelle. Den Professoren schwebt
vor, dass mit dem Fonds die wegbre-
chende Wertschöpfung zu einem be-
trächtlichen Teil ersetzt wird. Die ge-
währten Kompensationen sollten die Li-
quidität der Firmen sichern und die
Arbeitsplätze erhalten.

Die Berner Kantonalbank BEKB kün-
digte gestern Abend erste Hilfe an. Sie
stelle ihren KMU-Kunden als Sofort-
massnahme 50 Millionen Franken zins-
frei mittels Sonderdarlehen zur Verfü-
gung. Pro Kunde sind diese auf einen
Betrag von maximal 200 000 Franken
limitiert. sda/mt/tg

Mit Darlehen gegen die Rezession
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